
Das Petitionsrecht ist ein unabänderliches Grundrecht, welches den Bürgern der 
Bundesrepublik Deutschland zusteht. Wörtlich lautet Artikel 17 GG: 
"Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit 
Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden". 
Es ist in jedem Kommentar zum Grundgesetz nachzulesen, dass sich Bürger mit Petitionen 
selbstverständlich auch an den Stadtrat wenden dürfen. 
Dieses Grundrecht kann nicht veweigert werden. 
Unsere ganze Familie und Bürgergruppe hatte in den letzten 50 Jahren nur eine einzige 
Petition an den Gemeinderat gerichtet, (gesetzlich gibt es keine Ober-oder Untergrenze). 
Mit völlig verdrehten und rechtswidrigen Argumenten argumentiert die Stadtverwaltung 
Ravensburg unter völliger Verkennung der Rechtslage, aus juristischen Gründen dürfe ein 
Stadtrat eine Petition gar nicht annnehmen. 
Diese juristische Unwissenheit, die sich dabei offenbart ist absolut erschreckend, zumal die 
Stadtverwaltung ein extra Rechtsamt besitzt (das Rechtsamt wurde vor ein paar Jahren zur 
Extra-Schaffung einer gut bezahlten eigenen Amtsleiterstelle vom Ordnungsamt 
herausgelöst). 
Weil die Stadtverwaltung derart juristisch unwissend argumentiert hat, sahen wir uns zu 
einer Klage vor dem Verwaltngsgericht gezwungen, dass die Stadtverwaltung dem 
Stadtratdie Petition zur Bearbeitung weiterleiten muss. Interessanterweise hat der Richter 
am Verwaltungsgericht die Stadt sofort auf ein VGH Urteil hingewiesen, demzufolge die 
Stadtverwaltung/Stadtrat zur Entgegennahme einer Petition verpflichtet ist. 
Schriftverkehr dazu finden Sie hier: 
 
 













 


